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Rahmenabkommen: Hätten
Sie ihm zugestimmt?

Stimmentscheid nach Partei-
präferenz, in % (Total 16’249
gewichtete Antworten)

Grafik mrue /Umfragetage: 11.–13. Juni 2021.
Max. Stichprobenfehlerbereich: 4-%-Punkte.
Die Umfrage wurde in Zusammenarbeit mit
der Leewas GmbH der Politologen Lucas Lee-
mann und Fabio Wasserfallen durchgeführt.
Weitere Informationen unter www.tamedia.ch.
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Pandemie Personen mit einem
Covid-Zertifikat sollen nicht von
Zugangsbeschränkungen ausge-
nommenwerden. Der Ständerat
hat gestern einem entsprechen-
denAntrag der Einigungskonfe-
renz zugestimmt. Ausnahmen
für Geimpfte, Getestete und Ge-
nesene soll es also nicht geben.
Die Einigungskonferenz folgte in
diesem Punkt der grossen Kam-
mer. Die Zustimmung imNatio-
nalrat gilt als Formsache.

Der Ständerat hätte solche
Privilegien gerne ins Covid-19-
Gesetz geschrieben, fügte sich
am Schluss aber dem National-
rat. Es gebe zu viele ungelöste
Fragen, etwa die Trennung von
Personen mit und ohne Zertifi-
kat,war dessenHauptargument.
Der Ständerat könne damit le-
ben, sagte Kommissionssprecher
Hannes Germann (SVP, SH) ges-
tern im Rat.

Bereits geeinigt hatten sich
die Räte bei derHilfe für die Kul-
tursparte. Sie soll Ende Jahr aus-
laufen, wie die anderen Unter-
stützungsmassnahmen auch.
Der Nationalrat schwenkte in
dieser Frage auf die Linie des
Ständerats ein. (sda)

Keine Ausnahme
bei Anlässen für
Covid-Zertifizierte

Edgar Schuler

Zum Ärger der Arbeitgebenden
will der Bundesrat an derHome-
office-Pflicht auch noch im Som-
mer festhalten. Ab dem 28. Juni
soll es zwar im Privatleben, in
Beizen und Fitnessclubsweitge-
hende Lockerungen geben.Aber
eine Rückkehr an den Arbeits-
platz ist nicht vorgesehen –
ausser in Betrieben mit einem
aufwendigen Testkonzept.

Dagegen machen nun die
Kantone mobil. In ihren Stel-
lungnahmen zum jüngsten Öff-
nungsschritt des Bundesrats
werden sie deutlich: Der Kanton
Aargau fordert, «dieHomeoffice-
Pflicht – ohne an Auflagen ge-
koppelt zu sein – per 28. Juni
2021 aufzuheben». Die Pflicht
soll in eine Empfehlung umge-
wandelt werden. Dabei soll den
Betrieben auch empfohlen wer-
den, Schutzmassnahmen zu er-
greifen wie etwa regelmässige
Tests. Der Kanton Zürich
schliesst sich dem an und ver-
langt zudem, dass die verordne-
te Heimarbeit für geimpfte und
genesene Mitarbeitende «vor-
behaltlos aufgegeben» wird.

«Willens und in der Lage»
Die Ostschweizer KantoneThur-
gau, St. Gallen,Appenzell Ausser-
und Innerrhoden ergänzen in
einer gemeinsamen Stellung-
nahme, die Arbeitgeber seien
selbst «willens und in der Lage»,
gemeinsammit ihrenAngestell-
ten «das erforderliche und ange-
messene Mass» an Homeoffice
zu definieren.

Gegen die Homeoffice-Pflicht
hatten dieArbeitgebenden schon
aufbegehrt, als derBundesrat vor
einer Woche die geplanten Lo-
ckerungen bekannt gemacht hat-
te. «Der Entscheid, an der Pflicht
festzuhalten, ist nicht nachvoll-
ziehbar und realitätsfern», sag-

te Hans-Ulrich Bigler, Direktor
des Schweizerischen Gewerbe-
verbands.

Gewehrt hatten sich auch
grössere Betriebe, die imArbeit-
geberverband zusammenge-
schlossen sind. Verbandsdirek-
torRolandA.Müller sagte, die für
eine Aufhebung der Pflicht ge-
forderten regelmässigen Tests
seien «aufwendig in der Durch-
führung und angesichts der
Impffortschritte unverhältnis-

mässig». Bigler und Müller sind
sich einig, dass wegen der Tes-
terei faktisch nach wie vor eine
Homeoffice-Pflicht herrschen
würde.

Schon länger für die bedin-
gungslose Aufhebung der Home-
office-Pflicht weibelt die Zürcher
FDP-Regierungsrätin Carmen
Walker Späh: «Die Homeoffice-
Pflicht schadet der Wirtschaft
enorm», sagte die Zürcher Wirt-
schaftsministerin in einem Inter-

viewmit derNZZ. Siemachte auch
Schwierigkeiten bei der Umset-
zung geltend: «Wir können die
Leute ja nicht unter Zwang nach
Hause transportieren.»

Blick nach Deutschland
Deutschland ist beimHomeoffice
schon einen Schritt weiter: Ber-
lin hat gestern angekündigt, dass
Arbeitgeber ab Juli kein Home-
office mehr anbieten müssen.
DieserTeil des Infektionsschutz-

gesetzes – besser bekannt als
«Bundesnotbremse» –werde da-
mit Ende Juni auslaufen, sagte
Kanzleramtschef Helge Braun in
einem Interview. Das war eine
Überraschung: Erst vor gut einer
Woche hatte Vizekanzler Olaf
Scholz (SPD) der «Bild»-Zeitung
gesagt: «Ich halte es für absolut
richtig,wie vereinbart die Pflicht
zumHomeoffice beizubehalten.»
Denn das Virus sei noch nicht
besiegt.

Nicht zurHomeoffice-Pflicht ge-
äussert hat sich in ihrer Stellung-
nahme die BernerRegierung. Sie
übt aber Kritik an der Komplexi-
tät der Vorschriften, die gemäss
den Plänen des Bundesrats eher
zu- als abnimmt. Der Regie-
rungsrat schreibt, die unter-
schiedlichen Vorgaben je nach
Bereich und Veranstaltungsart
seien «herausfordernd» und
«unübersichtlich».

In diese Kerbe schlägt auch der
Kanton Zürich. Er schreibt, das
Testkonzept des Bundes, «das
bereits heute kaum mehr ver-
ständlich ist, wird noch weiter

verkompliziert». In ihrer gemein-
samen Stellungnahme schreiben
die Gesundheitsdirektoren der
Kantone, die Bestimmungen sei-
en zu kompliziert: «Für die Be-
völkerung und die betroffenen
Branchen ist die Befolgung von
zahlreichen unterschiedlichen
Vorgaben in Bezug auf Gruppen-
grössen, Quadratmeterzahlen,
Kapazitätsbeschränkungen oder
Schutzvorkehrungen zuneh-
mend schwierig.» Der Bundesrat
müsse prüfen, ob «Vereinfachun-
gen möglich sind».

Der Bundesrat will nun die
Stellungnahmen auswerten und
am kommenden Mittwoch über
sein fünftes Lockerungspaket
entscheiden, welches dann am
28. Juni in Kraft tritt.

Homeoffice-Pflicht vor demAus?
Weitere Öffnungsschritte Die Kantone fordern vehement die Abschaffung der verordneten Heimarbeit.
Sie folgen damit den Arbeitgebern. Das letzte Wort hat aber der Bundesrat.

Für die Kantone
sind die Vorgaben
des Bundes
insgesamt
zu kompliziert.

Müssen viele Angestellte schon bald wieder aus dem Homeoffice zurück in die Büros? Foto: Taddeo Cerletti

Grosse Zweifel, dass das Rah-
menabkommenmit derEuropäi-
schen Union in der Bevölkerung
eineMehrheit findenwürde: Das
war einer derGründe,warumder
Bundesrat am 26. Mai die Ver-
handlungenmit der EU über ein
institutionelles Abkommen ab-
gebrochen hat. Nun zeigt eine
neue Tamedia-Umfrage, dass
tatsächlich 51 Prozent der Be-
fragten das Rahmenabkommen
abgelehnt hätten. Zugestimmt
hätten nur 35 Prozent.

Allerdings zeigen die Umfra-
geergebnisse auch, dass dieWäh-
lerinnen sich keineswegs sicher
sind in ihrer Einstellung.Nur die
Position der SVP-Wähler ist von
uneingeschränkterDeutlichkeit:
82 Prozent lehnten dasVerhand-
lungspaket ab. DieWählerinnen
anderer Parteien schwankten
zwischen 57 Prozent Zustim-
mung bei der GLP und 53 Pro-
zent Ablehnung bei der FDP.

In einer zweiten Frage derTa-
media-Erhebung wurde ermit-
telt, ob derAbbruch derVerhand-
lungen korrekt gewesen sei. Dem
stimmten 55 Prozent der Befrag-
ten zu. Aber auch hier blieb die
Verteilung unter denAnhängern

der Parteien eindeutig: Mehr als
50 Prozent der Anhängerinnen
von GLP, SP und Grünen hätten
eine Fortsetzung der Gespräche
mit der EU befürwortet – mehr
als die Hälfte derWählervon FDP
und Mitte sprachen sich für den
Abbruch aus. Nur 5 Prozent der
SVP-Unterstützer hieltenweite-
re Verhandlungen für sinnvoll.

Frühere Umfragen hatten
noch eine klare Zustimmung der
Bevölkerung zum Rahmenab-
kommen ergeben. So ermittelte
das Forschungsinstitut GFS Bern
AnfangMai, dass 64 Prozent der
Wählerinnenmit «Ja» oder «eher
Ja» abstimmen würden – aller-
dings mit einer Fragestellung,
die vonGegnern desAbkommens
als tendenziös beschriebenwur-

de. Zudem wurde diese Erhe-
bung vor dem Entscheid der Re-
gierung gemacht.

«Der Bundesrat hat das Rah-
menabkommen abgelehnt, und
grosseTeile der Bevölkerung fol-
gen demBundesrat –wie üblich»,
sagt Jürg Grossen, Präsident der
Grünliberalen.Dem stimmen die
Autoren der Tamedia-Umfrage,
Lucas Leemann, Fabio Wasser-
fallen und ThomasWilli vom In-
stitut Leewas, zu. Es handle sich
um «eine selbsterfüllende Pro-
phezeiung», schreiben sie. «Das
Rahmenabkommen ist nicht
mehr mehrheitsfähig, weil sich
die Landesregierung gegen den
Vertrag ausgesprochen hat.»

Die SP und der Lohnschutz
In diesemKontext sei eineAbleh-
nungvon 51 Prozent «nicht über-
wältigend», meint Grossen. Mit
Unterstützung von FDP, Mitte
und linken Parteien hätte einAb-
kommen im Parlament und in
einerAbstimmung grosse Chan-
cen, ist Grossen überzeugt. Die
Politik der GLP sieht er bestätigt:
«Wir sind die Partei mit der
höchsten Unterstützung von al-
len.» AuchWählervon SP (55 Pro-

zent) und Grünen (54 Prozent)
sprechen sich mehrheitlich fürs
Abkommen aus –was im Fall der
SP etwas überrascht. Immerhin
hat die Partei mit ihrer harten
Position beim Lohnschutz dazu
beigetragen, das Abkommen zu
torpedieren.Wird hier einWider-
spruch zwischen SP-Wählern
und Parteiführung sichtbar?

«Ich sehe da keinen Wider-
spruch», sagt SP-Vizepräsident
Jon Pult. «Die SP war immer für
ein Rahmenabkommen, aber
unter der Bedingung, dass der
heutige Lohnschutz gehalten
würde.» Natürlich gebe es inner-
halb der Partei und ihrerAnhän-
gerschaft «unterschiedliche Sen-
sibilitäten und Prioritäten», und
die SP habe sich,wie alle Partei-
en, «in dieser Geschichte nicht
mit Ruhmbekleckert». «Aberwir
diskutieren hier über einen Ver-
trag, über dessen Inhalt die al-
lermeistenMenschenwenigwis-
sen,weil das Ganze vomBundes-
rat nie eingeordnet wurde»,
warnt Pult. Insofernmüsseman
alle Umfragen zum Thema «mit
sehr grosserVorsicht geniessen».

Hans Brandt

DieMehrheit lehnt das Rahmenabkommen ab
Tamedia-Umfrage 51 Prozent hätten gegen das Abkommen gestimmt. SP-Anhänger wären aber dafür gewesen.

Sieht keine Widersprüche:
Nationalrat Jon Pult. Foto: Keystone
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ImVerein zurUnterstützung und
Förderung derPatrouille des Gla-
ciers (PdG) beziehen die Vor-
standsmitglieder «unsensibel»
hohe Vergütungen. Ausserdem
gibt es Interessenkonflikte. Zu
diesem Schluss kommt dasWal-
liser Finanzinspektorat in einem
Bericht. Strafbare Handlungen
wurden keine festgestellt.

Generell kommt das kantona-
le Finanzinspektorat in demges-
tern veröffentlichten Bericht
zum Schluss, «dass die Vergü-
tung des Vereinsvorstands für
eine Nebentätigkeit das Niveau
übersteigt, das man in einem
Verein erwarten würde». Ohne
diewichtigeArbeit desVorstands

infrage zu stellen, sei man der
Meinung, dass dieser in Bezug
auf seine Vergütung einen Man-
gel an Sensibilität gezeigt habe.
Zudem seien spezifischeArbeits-
verträge für bestimmteAufgaben
zwischen dem Verein und Vor-
standsmitgliedern (Buchhaltung,
Marketing) abgeschlossen wor-
den. So könnten Interessenkon-
flikte entstehen, auch wenn die
Verträge in Übereinstimmung
mit der Spesen- undVergütungs-
ordnung desVereins abgeschlos-
sen worden seien.

Die Organisationsform wird
als sehr fragil bezeichnet, weil
sich das Know-how auf wenige
Personen konzentriere. Laut

Bericht gibt es jedoch keine Hin-
weise, dass dadurch höhere Be-
triebskosten verursachtwurden.
Mit der aktuellen Organisation
stieg das Eigenkapital des Ver-
eins unter Berücksichtigung der
langfristigen Rückstellungenvon
90’000 Franken Ende 2008 auf
2,3Millionen Franken Ende 2018.

Kantonsbeitrag
soll kleiner werden
Aufgrund dieser gesunden Fi-
nanzlage sollte die finanzielle
Unterstützung des Kantons für
denVerein nachMeinung des Fi-
nanzinspektorats reduziertwer-
den. Der Kantonsbeitrag belief
sich für die letzten drei Ausga-

ben der Patrouille auf rund
900’000Franken.Zudem steuer-
te die Loterie Romande für die
Ausgaben 2016, 2018 und 2020
insgesamt 930’000 Franken bei.

Ein letzter von der Finanzin-
spektion angesprochener Punkt
betrifft die Vertretung des Kan-
tons ab 2013 im Lenkungsaus-
schuss, der die Konflikte zwi-
schen der Armee und dem Ver-
band beilegen sollte. Dieser
Vertreter, nämlich der Leiter des
Sportamtes, ist dort als General-
sekretär tätig undwurde für die-
se Funktion vergütet.Als Staats-
bediensteter muss er diese Bei-
träge allerdings an den Kanton
weitergeben. Das Finanzinspek-

torat stellt fest, dass das nicht
nach den Regelungen in dervom
Kanton genehmigten Verpflich-
tungserklärung, aber mit Zu-
stimmung des damaligen Ab-
teilungsleiters geschah. Für das
Finanzinspektorat ist es nicht er-
forderlich, dass der Kanton im
Lenkungsausschuss vertreten ist,
weil das eine Unvereinbarkeit
von Funktionen darstellt.

Der Kanton hat den Bericht
zurKenntnis genommenundmit
Befriedigung festgestellt, dass es
zu keinen strafbaren Handlun-
gen gekommen sei. Die Sponso-
ringorganisation selber sieht sich
durch den Bericht reingewa-
schen. (sda)

«Unsensibel» hohe Vergütungen
Patrouille des Glaciers DasWalliser Finanzinspektorat übt Kritik an der Organisationsform des Vereinsvorstands.

Ständerat DerBundesrat solle ein
zeitlich befristetes Impulspro-
gramm für Hotels, Gastronomie
und Bergbahnen schaffen. Der
Ständerat hat gestern einen ent-
sprechendenVorstoss als Erstrat
klar angenommen – mit 36 zu
3 Stimmen bei 1 Enthaltung. Ein-
gereicht hatte die Motion die
Kommission fürWirtschaft und
Abgaben.

«Die Situation im Tourismus
ist unsicher, und der langfristige
Verlust der Wettbewerbsfähig-
keit ist eine Gefahr», sagte Hans
Wicki (FDP, NW) für die Kom-
mission. Die vom Bundesrat
ergriffenen Abfederungsinstru-
mente in der Corona-Krise
«waren und sind wichtig». Um
die Wettbewerbsfähigkeit lang-
fristig zu sichern, seien dieMass-
nahmen jedoch nicht ausrei-
chend, soWicki.

Beat Rieder (Mitte,VS) erklär-
te, er sei erstaunt, dass der Bun-
desrat dieMotion zurAblehnung
empfehle. Zwar habe die Coro-
na-Krise denTourismus im letz-
ten Jahr sogar gestärkt.Aber nun
seien die Märkte wieder offen.
«Man kann von der EU denken,
wasmanwill.Aber die EU hat ein
grosses Investitionsprojekt im
Umfangvon 8Milliarden Euro in
den Tourismus beschlossen»,
sagte er. Die Investitonsbudgets
fürdenTourismus in derSchweiz
müssten deshalb zwischenzeit-
lich erhöht werden.

«Ich habe Verständnis für die
ablehnendeHaltung des Bundes-
rats, weil die Motion sehr offen
formuliert ist und ohne Leitli-
nien», sagte Hans Stöckli (SP,
BE). Trotzdem sei er dafür. «Wir
müssen auch im Tourismus die
Klimaziele umsetzen – gerade
nach dem Nein zum CO2-Ge-
setz», sagte Stöckli.Mit dem Im-
pulsprogramm sollen keine neu-
en Instrumente geschaffenwer-
den, sondern die Budgets in den
bestehenden Förderungspro-
grammen erhöht werden. (sda)

Impulsprogramm
zur Stärkung
des Tourismus

Solar- und Windstrom Bei erneuer-
barenEnergienhinkt die Schweiz
den meisten europäischen Län-
dern hinterher: Bei der Pro-
Kopf-Produktion von Solar- und
Windstrom landet sie im Ver-
gleichmit den umliegenden Län-
dern auf dem zweitletzten Platz.

Die Schweiz ist daran, denAn-
schluss bei diesen erneuerbaren
Energien zu verpassen,wie eine
AuswertungderSchweizerischen
Energie-Stiftung (SES) zeigt, die
gestern publiziert wurde. Die
Stiftung ruft deshalb die Politik
zum Handeln auf. Nur so könne
man die Klimaziele erreichen
und die Versorgungssicherheit
gewährleisten. Gerade nach
dem«CO2-Gesetz-Debakel» zei-
ge sich, dass der nächste klima-
politische Hebel – die Revision
des Energiegesetzes – dringend
gut aufgegleist werden müsse.

In einer Kurzstudie verglich
die SES die Pro-Kopf-Produktion
von Sonnen- und Windenergie
in der Schweiz und den 27 Staa-
ten der EU (plus Grossbritan-
nien). Auf dieser Rangliste lan-
det die Schweiz auf Platz 24,
knapp vor Tschechien, Ungarn,
Slowenien, der Slowakei und
Lettland. An der Spitze des Län-
dervergleichs liegen Dänemark,
Schweden und Irland. (sda)

Schweiz schneidet
im Ländervergleich
schlecht ab

Philippe Reichen

Für den Kleinstaat Schweiz
ist es alles andere als einfach,
im Spiel der Grossmächte
eine Rolle zu spielen. Für die
Schweiz sind die Guten Dienste
eine rare Chance, mit den
Lautsprechern der intern-
ationalen Diplomatie zusam-
menzuarbeiten und sich mit
ihnen auszutauschen.

Diese Chance hat sie diese
Woche für sich genutzt. Beim
Putin-Biden-Gipfel hat sich die
offizielle Schweiz aus dem
Konfliktfeld zwischen den USA
und Russland nobel heraus-
gehalten und sich dabei selbst
nicht zu sehr verbiegen
müssen. Die Organisatoren des
Gipfels von Bund, Stadt und
Kanton Genf wiederum haben
sich von Sonderwünschen und
Manövern der Grossmächte
nicht irritieren lassen.

Einen Anlass dieser Grösse in
nur drei Wochen zu organi-
sieren, ist eine gewaltige logis-
tische und organisatorische
Aufgabe. Das beginnt bei der
Suche nach einem geeigneten
Ort für das Treffen und setzt
sich damit fort, den Ort so
aus- und aufzurüsten, dass für
die Gäste alles stimmt.

Als selbstverständlich gilt, dass
am Ende beide Gäste mit allem
einverstanden sind. Jeder
offizielle Auftritt, jeder Orts-
wechsel, jedes Begleitfahrzeug
wird in einem Protokoll fixiert.
Bei Gästen, die über Kreuz
liegen, sich gegenseitig belauern
und sich allzu oft wider-
sprechen, hat der Gastgeber
eine anspruchsvolle Aufgabe.

So liessen Amerikaner und
Russen bis kurz vor
Gipfelbeginn offen, ob die Villa
La Grange als Gipfelort ihre
Erwartungen würde erfüllen
können. Dies zwang die
Organisatoren, in Alternativen
zu denken und mehrspurig
zu planen. Für sie galt, in
keinem Moment die Nerven
zu verlieren.

Die Amerikaner verlangten,
in die historische Villa
La Grange gehöre eine Klima-
anlage. Also wurde eine

Anlage eingebaut. Die
Gebäudesubstanz durfte aber
nicht angetastet oder gar
zerstört werden. Das gelang.
Aber am Ende mussten Mittel
undWege gefunden werden,
die wertvollen Bücher in
der prunkvollen Bibliothek
nicht dem staubtrockenen,
künstlich gekühlten Luftstrom
auszusetzen.

Damit nicht genug. Die ameri-
kanische Delegation verlangte,
ihre Angestellten sollten vor
Ort einen eigenen Krämerladen
haben, um sich mit ihnen
bekannten und vertrauten
Nahrungsmitteln versorgen zu
können. Auch dieserWunsch
wurde dem Gast erfüllt.

Im Parc La Grange steht wiede-
rum ein schmucker Pavillon,
der im Sommer als Bühne für

Open-Air-Konzerte gebraucht
wird. Ein idealer Ort, um
darauf die Schlusspressekonfe-
renzen abzuhalten, dachten
sich die Genfer Organisatoren.
Die Russen filmten den Pavillon
und schickten die Aufnahmen
nach Moskau. Dort hiess es
dann aber offenbar, Präsident
Putin würde auf der Bühne
wie ein Popstar wirken. Also
musste ein spezielles Presse-
areal aufgebaut werden.

Als in und rund um die Villa
La Grange endlich alles
bestimmt und eingerichtet
war, rückte ein Filmteam für
Probeaufnahmen an.
Die Scheinwerfer waren zum
Entsetzen der Kuratoren direkt
auf die historischenWand-
gemälde gerichtet. Die Farb-
pigmente der Gemälde beka-
men eine derartige Lichtflut ab,

wie sie sie kumuliert über
die Jahrhunderte nicht ab-
bekommen hatten.

Die Schweiz darf stolz sein. Als
Gastgeberin bot sie Russland
und den USA eine perfekte
Bühne zur Selbstinszenierung.
Alles klappte, alles griff in-
einander. Die Polizistinnen und
Polizisten in den Strassen
wirkten entspannt. Dieses Land
hat seine Chance also gepackt,
beim Auftritt der Grossmächte
die ihm zugedachte Rolle zu
spielen. Das weiss man auch im
Aussendepartement in Bern.
Sich auf die Schultern klop-
fen will man trotzdem nicht.
Vielmehr hat man sich einen
Maulkorb umgehängt. Ein
Radiojournalist hat recht, wenn
er sagt: «Das Aussendeparte-
ment tut Gutes, darüber reden
will es aber nicht.»

Zwei schwierige Gäste perfekt bewirtet
Analyse zum Genfer Gipfel Trotz Sonderwünschen undMeinungsverschiedenheiten: Die Schweiz
las den Delegationen von Joe Biden undWladimir Putin die Wünsche von den Lippen ab.

Alles klappte, alles griff ineinander: Sicherheitspersonal vor der Villa La Grange. Foto: Denis Balibouse (AFP)

Die Amerikaner
verlangten,
in die Villa
La Grange gehöre
eine Klimaanlage.
Alsowurde eine
Anlage eingebaut.


